— 279 — 
Amts ⸗ Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 42. Marienwerder, den 21. Oktober 821. 


Verordnungen und Bekanntmachungen Sterling zuläſſig. Ueber die näheren Bedingungen er⸗ 


der Ceutral⸗Behörden. theilen die Poſtanſtalten Auskunft. 
Berlin W, den 10. October 1891. 
1) Bekanntmachung. Der Staatsſecretair des Reichs⸗Poſtamts. 
In Vertretung: 
Zur Ausbildung von Turnlehrerinnen wird auch Sachſe. 


im Jahre 1892 ein etwa dreimonatlicher Kurſus in der 
Königlichen Turnlehrer⸗Bildungsanſtalt in Berlin abge: Werordunngen und Bekanntmachungen 


halten werden. Termin zur Eröffnung deſſelben iſt auf der Provinzial⸗Behörden zc. 
Montag den 4. April k. Js. anberaumt worden. 
Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden Be⸗ 4) Ordnung 


werberinnen find bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde ſpäte⸗für die pädagogiſche Ausbildung der Kandi⸗ 
ſtens bis zum 15. Januar k. Js., Meldungen anderer daten des landwirthſchaftlichen Lehramts in 
Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen Regierung, in Preußen. 

deren Bezirk die Betreffende wohnt, ebenfalls bis zum ne 
15. Januar k. Is. anzubringen. Die in Berlin woh⸗ 1. An den vom Staate ſubventionirten land⸗ 
nenden, in keinem Lehramte ſtehenden Bewerberinnen, wirthſchaftlichen Winterſchulen, Ackerbauſchulen und Land⸗ 
haben ihre Meldungen bei dem Königlichen Polizei⸗Prä⸗ wirthſchaftsſchulen find in Zukunft thunlichſt nur ſolche 
ſidium hierſelbſt ebenfalls bis zum 15. Januar k. Js. landwirthſchaftliche Fachlehrer und Direktoren anzuſtellen, 
anzubringen. welche dargethan haben, daß ſie mit Erfolg in die Me⸗ 

Den Meldungen find die in No. 4 der Aufnahme⸗ſthodik des Unterrichts eingeführt find. 
Beſtimmungen vom 24. November 1884 bezeichneten § 2. Zu dieſer Einführung dienen pädagogiſche 


Schrifiſtücke geheftet beizufügen. Seminare für Kandidaten des landwirthſchaftlichen Lehr⸗ 
Berlin, den 1. October 1891. amts, welche mit geeigneten Landwirthſchaftsſchulen ver⸗ 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts» und bunden ſind. 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 8 3. Dieſelben haben den Zweck, die Kandidaten 
Im Auftrage: mit den Aufgaben der Erziehnngs⸗ und Unterrichtslehre 
Kügler. in ihrer Anwendung auf die in § 1 genannten Schulen, 
mit der Methodik der einzelnen Unterrichtsgegenſtände, 
2) Bekanntmachung. welche in dieſen Schulen betrieben werden, insbeſondere 


. aber mit der Methodik des naturwiſſenſchaftlichen und 
Beitritt der Fidji⸗Inſeln zum Weltpoſtverein. landwirthſchaftlichen Unterrichts bekannt zu machen und 
Mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 17. Sep⸗ ſie hierdurch, ſowie durch Darbietung vorbildlichen Unter: 
tember, betreffend den Eintritt Auſtraliens in den Welt: richts und durch Anleitung zu eignen Unterrichtsverſuchen 
poſtverein und die Einführung der Vereins⸗Portotaxen für die Wirkſamkeit als Lehrer zu befähigen. 
im deutſch⸗auſtraliſchen Briefverkehr, wird weiter zur § 4. Die Dauer dieſer Lehrzeit beträgt ein Jahr, 
Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß nunmehr auch der welches entweder mit dem Sommerſemeſter (im April) 
förmliche Eintritt der Fidjiꝙ-Inſeln in den Weltpoſtverein oder mit dem Winterſemeſter (im Oktober) begonnen 


vom 1. Oktober 1891 ab erklärt worden iſt. werden kann. Die genauen Anfangstermine ſind dem 
Berlin W., den 9. October 1891. Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 
Der Staatsſekretair des Reichs⸗Poſtamts. von den Direktoren der betreffenden Landwirthſchafts⸗ 
von Stephan. ſchulen jedesmal ſpäteſtens drei Monate vorher anzu⸗ 
zeigen. 
3) Bekanntmachung. | § 5. Die Meldung zum Antritt des Seminar: 


Einführung der Poſtanweiſungen mit Labuan. jahres haben die Kandidaten, unter Beifügung ihrer 
Von jetzt ab ſind nach der Britiſchen Kolonie Zeugniſſe, für das Sommerſemeſter ſpäteſtens im März, 
Labuan Poſtanweiſungen bis zum Betrage von 10 Pfund für das Winterſemeſter ſpäteſtens im September an das 


Ausgegeben in Marienwerder am 22 Oktober 1891. 
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Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 
zu richten, welches ſie alsdann einer Landwirthſchafts⸗ 
ſchule überweiſt, und zwar ſo, daß die zu verſchiedenen 
Terminen Eintretenden auch thunlichſt verſchiedenen An⸗ 
ſtalten überwieſen werden. 

§ 6. Die Zahl der gleichzeitig in einem Seminar 
beſchäftigten Kandidaten ſoll in der Regel nicht mehr 
als ſechs betragen. 

$ 7. Die Anleitung der Seminarmitglieder beſteht 
theils in Unterweiſungen und Uebungen, an welchen die 
Geſammtheit der Seminarmitglieder theilnimmt (§ 8 
dis 13), theils in beſonders geordneter Thätigkeit der 
einzelnen Seminarmitglieder (§S 14 — 17). 

$ 8. Die Iinleitungen für die Geſammtheit der 
Seminarmitglieder zerfallen in Seminarſitzungen, welche 
der theoretiſch⸗pädagogiſchen Unterweiſung gewidmet find, 
und in praktiſche Uebungen. Die letzteren beſtehen theils 
in Muſterlektionen, welche der anleitende Lehrer im Bei⸗ 
ſein ſämmtlicher Seminarmitglieder hält, theils in Probe⸗ 
lektionen, welche von je einem Seminarmitgliede im 
Beiſein des inleitenden Lehrers und der übrigen Se: 
minarmitglieder gehalten werden. 

§ 9. Für die im § 8 erwähnten Geſammt⸗An⸗ 


Anfertigung mikroſkopiſcher Präparate und Aus: 
führung pflanzenphyſiologiſcher Experimente für 
Schulzwecke anzuleiten ſind; 
Methodik des phyſtkaliſchen, chemiſchen und mine⸗ 
ralogiſchen Unterrichts, wobei die Seminarmitglieder 
in die bezügliche Litteratur einzuführen, mit den 
zweckmäßigſten Apparaten und anderen Lehrmitteln 
und deren ſparſamen Beſchaffung und Verwendung 
bekannt zu machen, im ſchulmäßigen Experimentiren 
zu üben und auch zu eigener Herſtellung einfacher 
phyſikaliſcher und chemiſcher Apparate anzuleiten ſind; 
c. Methodik des landwirthſchaftlichen Unterrichts, 
wobei die Seminarmitglieder in die bezügliche 
Litteratur einzuführen, mit den zweckmäßigſten 
Modellen, Abbildungen und anderen Lehrmitteln 
für den Unterricht in der Pflanzen⸗ und Thier⸗ 
produktionslehre und deren ſparſamer Beſchaffung 
bekannt zu machen; ſowie zur ſchulmäßigen Thätig⸗ 
keit auf den Verſuchs⸗ und Demonſtrationsfeldern 
der Anſtalt anzuleiten ſind. 
$ 12. Die Behandlung dieſer Gegenſtände er: 
folgt theils in Vorträgen und Anweiſungen der leitenden 
Lehrer oder in kurzen Referaten der Seminarmitglieder 


leitungen ſind in jeder Woche (ausgenommen die Ferien⸗ über beſtimmte Themata, Schriften und Abſchnitte aus 


zeit) 12 Stunden beſtimmt. 

Davon ſind mindeſtens drei Stunden für Seminar⸗ 
ſitzungen zu verwenden (ordentliche Seminarſitzungen), 
die übrigen für Muſter⸗ und Probelektionen, welche auf 
die anleitenden Lehrer nach Verhältniß der ordentlichen 
Seminarſitzungen zu vertheilen ſind. Doch ſteht es jedem 
Lehrer frei, die auf ihn fallenden Stunden, ſtatt für 
Muſter⸗ und Probelektionen, theilweiſe auch noch für 
Seminarſitzungen zu verwenden (außerordentliche Semi⸗ 
narſitzungen). 

. $ 10. Zu den Seminarſitzungen, ſowie zu den 
Muſter⸗ und Probelektionen haben auch die übrigen 
Lehrer mit Genehmigung des Direktors Zutritt. 

$ 11. Die in den Seminarſitzungen zu behandeln⸗ 
den Gegenſtände ſind hauptſächlich folgende: 

Grundſätze der Schulhygiene, Grundſätze der 
allgemeinen Erzihungs⸗ und Unterrichtslehre mit 


ſolchen, mit nachfolgender Diskuſſion; theils in Erläute⸗ 
rungen der Muſterlektionen und in Beſprechungen der 
Probelektionen, welche in vorhergehenden Seminarſitzungen 
vorbereitet, in nachfolgenden beurtheilt werden, wobei 
ſtets zuerſt das betreffende Seminarmitglied zu einer 
Selbftkrittt das Wort erhält. 

§ 13. Außerdem hat jedes Seminarmitglied circa 
drei Monate vor Schluß ſeines Seminarjahres (am 
Ende der Sommer⸗ bezw. Weihnachtsſerien) eine ſchrift⸗ 
liche Arbeit über ein von dem Direktor geſtelltes kon⸗ 
kretes pädagogiſches Thema zu liefern, welche dann in 
den Seminarſitzungen zu beſprechen iſt. 

$ 14. Sobald ein Seminarmitglied einige Ein: 
ſicht in die Theorie des Lehrverfahrens erlangt und in 
den Probelektionen einiges Geſchick im Unterrichten gezeigt 
hat, wird ihm mit Ruückſicht auf feine Neigung und 


Befähigung, ein Lehrgegenſtand in einer Klaſſe zu ſelbſt⸗ 


pſychologiſcher Begründung, wobei die Seminar-|ftändiger Behandlung überwieſen, unter Leitung und 
mitglieder auch mit dem Wichtigſten aus der Ge: Verantwortlichkeit des damit beauftragten Lehrers, welcher 
ſchichte der Pädagogik, beſonders aber mit den dite Vertheilung des Lehrſtoffes auf die verfügbare Zeit 
Hauptwerken der neueren Pädagogik bekannt zu mit ihm zu beſprechen, ſeine ſchriftliche Vorbereitung für 
machen ſind. jede Lehrſtunde einzuſehen und wenigſtens / ſeiner Lehr⸗ 
Spezielle Methodik derjenigen Unterrichtsfächer, ſtunden zu beſuchen hat. Hierzu werden beſonders die 
welche in den im § 1 genannten Schulen betrieben Lehrgegenſtände der mit der betreffenden Landwirthſchafts⸗ 
werden, insbeſondere: ſchule verbundenen landwirthſchaftlichen Winterſchule oder 
a. Methodik des botaniſchen und zoologiſchen Unter⸗ Ackerbauſchule gewählt, außerdem die Fächer des natur⸗ 
richts, wobei die Seminarmitglieder in die bezüg⸗ wiſſenſchaftlichen Anfangsunterrichts und einzelne Zweige 
liche Litteratur einzuführen, mit der Gewinnung, der fpeziellen Pflanzen⸗ und Thierproduktionslehre, welche 
Verwerthung und Konſervirung der nöthigen An⸗geſondert behandelt werden konnen. 
ſchauungsobjekte aus der Natur, ſowie mit den $ 15. Die Seminarmitglieder find thunlichſt an 
zweckmäßigſten Modellen, Abbildungen und anderen der Leitung der an der Anſtalt eingeführten Jugendſpiele 
Lehrmitteln und deren ſparſamer Beſchaffung be⸗ zu betheiligen, ſowie zu dem Turnunterricht und den 
kannt zu machen, auch zu eigener Herſtellung Schulausflügen heranzuziehen. 
morphologiſcher und anatomiſcher Zeichnungen, § 16. Im Sommer wird jedem Seminarmitgliede 
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eine Anzahl von Schülern zugetheilt, deren Anbauver⸗ mit dem Zuſatz: beſonders zur Anſtellung an Landwirth⸗ 
ſuche auf dem Verſuchsfelde er zu leiten und zu über⸗⸗ſchaftsſchulen. 


wachen hat. Dies Zeugniß iſt bei jeder Bewerbung um eine 
§ 17. Außerdem werden die Seminarmitglieder Lehrerſtelle mit vorzulegen. 
in die landwirthſchaftlichen Vereine der betreffenden Gegend Berlin, den 2. Juni 1891. 
eingeführt und haben hier Gelegenheit, ſich in Vorträgen Der Königlich Preußiſche Miniſter für Landwirthſchaſt, 
und ſonſtiger populärer Belehrung für Erwachſene zu Domänen und Forſten. 5 
üben, wobei ihnen der Landwirthſchaftslehrer der Anſtalt von Heyden. 
mit ſeinem Beiſpiel und Rath zur Seite ſteht. — 5 
§ 18. Zu den Verhandlungen der Lehrerkonferenz Vorſtehende „Ordnung“ wird mit dem Bemerken 


find in der Regel auch die Seminarmitglieder als Zu- veröffentlicht, daß Lehrkurſe der in Rede ſtehenden Art 

hörer zuzuziehen; ſoweit Schüler dabei in Betracht kom⸗ vorläufig an den Landwirtbſchaftsſchulen zu Weilburg 

men, welche fie unterrichten, haben fie auf Erfordern (Regierungsbezirk Wiesbaden) und Hildesheim eingerichtet 

Auskunft zu geben. werden. Der bezügliche Unterricht wird an der erſteren 
§ 19. Die ſonſtigen Anordnungen für die Aus⸗Anſtalt zu Oſtern, an der letzteren zu Michaelis 1892 

führung der vorſtehenden Beſtimmungen hat der Direktor eröffnet. Für jeden Kurſus können an einzelne würdige 

zu treffen, welchem die Geſammtleitung des Seminars und bedürftige Kandidaten vom Herrn Miniſter für 

obliegt. Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Stipendien ver: 
§ 20. Vier Wochen vor Ablauf jedes Semeſters liehen werden. 

erſtattet der Direktor auf Grund ſeiner eigenen Beobach⸗ Marienwerder, den 6. October 1891. 

tungen und der Urtheile der beauftragten Lehrer an das Der Regierungs⸗Präſident. 

Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 3) Des Königs Mojeftät haben dem Vereine für die 


einen Bericht über die Führung der ausſcheidenden Se⸗ \ 3 . 
minarmitglieder, ihre Thätigkeit während des Jahres, Herſtellung und Ausſchmückung der Marienburg die Er⸗ 


5 laubniß zu ertheilen geruht, fünf weitere Geldlotterien 
das von jedem Einzelnen bekundete Streben und die 8 a 
erreichte Stufe der pädagogiſchen Ausbildung. In dieſem n an Looſe im ganzen Bereiche der 
Bericht ſind beſondere Beweiſe der Thätigkeit der Kan⸗ 3 


didaten ebenſowenig zu verſchweigen, wie auffallende 350 50 en dieſer Prämien⸗Kollecte beſteht aus 
Mängel der Führung, des Strebens und der Leiſtungen. a 2 15 ; 
Dem Berichte find die pädagogiſchen Arbeiten der Die Ziehung der Prämien erfolgt jährlich in der 


5 Stadt Danzig und beginnt mit dem Jahre 1892. 
5 50 G 13) mit dem Urthell des Direktors Die Polizeibehörden des Regierungsbezirks werden 
5 9 21. Das Miniſterium ſtellt demnächſt auf Grund re 3 der Looſe keine Schwierigkeiten in 
lervon, ſowie uuf Grund etwaiger Beobachtungen des ane: 
dle betreffende Landwirthſchaftsſchule bang genden Wan e 12. eh 1 0 
Neßierungs⸗Schulraths oder Miniſterialraths, das Urtheil EN, 
über den Verlauf und Erfolg des Seminarjahres feit|6) Der Herr Minifter des Innern hat dem Komitee 
und erklärt den Kandidaten entweder für geeignet oder zur Errichtung der Oberlauſitzer Ruhmeshalle und des 
nicht geeignet zur Anſtellung. Auch kann gleichzeitig der Kaiſer Friedrich⸗Muſeums in Görlitz die Erlaubniß er: 
Kandidat von dem ſonſt vorgeſchriebenen Probejahr dis⸗ theilt, Bebufs Gewinnung eines Theiles der für jene 
penſirt werden. Zwecke erforderlichen Mittel eine Öffentliche Ausſpielung 
§ 22. Für nicht geeignet zur Anſtellung wird von goldenen und ſilbernen Gegenſtänden innerhalb der 
ein Kandidat insbeſondere dann erklärt, wenn er nach nächſten 2 Jahre zu veranſtalten und die Looſe in den 
feiner bisherigen Thätigkeit wegen großen pädagogiſchen Provinzen Oft: und Weſtpreußen, Schleſien, Poſen, 
Ungeſchicks oder fortgeſetzten Unfleißes unter Nichtbeach⸗Sachſen, Pommern und Brandenburg, ſowie in der 
tung erfolgter Warnungen oder wegen erheblicher ſitt⸗ Stadt Berlin zu vertreiben. 


licher Mängel oder wegen koͤrperlicher Gebrechen zur Die Polizeibehörden werden erſucht, dem Vertriebe 
Bekleidung des Amtes eines Jugendlehrers unbrauchbar der Looſe keine Schwierigkeiten in den Weg zu legen. 
erſcheint. Eine dahingehende Entſcheidung des Mini⸗ Marienwerder, den 13. October 1891. 

ſteriums wird dem Kandidaten ſammt den Entſcheidungs⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 

gründen mitgetheilt. 7) Dem cand. phil. Wilhelm Brune in Adl. Kru⸗ 


8 23. Dem für geeignet zur Anſtellung erklärten ſchin, Kreis Strasburg, iſt die Erlaubniß ertheilt, im 
Kandidaten wird über feine pädagogiſche Ausbildung ein, dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrer und Erzieher zu 
nach einem beſonderen Formulare auszufertigendes Zeug: fungiren. 


niß ausgehändigt, worin nur enthalten iſt: das National Marienwerder, den 8. October 1891. 
des Kandidaten mit Angabe der Confeſſion oder Religion, Königliche Regierung, 
der äußere Verlauf ſeiner pädagogiſchen Vorbildung und Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


die Bemerkung, daß er zur Anftellung geeignet ſei, eventl.I8) Dem Fräulein Sophie Markwart in Hammer, 
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Kreis Briefen, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin zu fungiren. 
Marienwerder, den 12. October 1891. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Bekanntmachung. 

Die durch die Bekanntmachung vom 27. April 
d. J. ausgeſchriebene Kreisthierarztſtelle des Kreiſes 
Carthaus iſt bis jetzt unbeſetzt geblieben. 

Das jährliche feſte Einkommen dieſer Stelle be⸗ 
trägt 1800 Mk. einſchließtich 300 Mk. Zuſchuß aus 
Staatsmitteln und 900 Mk. Kreiszuſchuß. 

Dies wird nochmals mit dem Bemerken zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht, daß ſich geeignete Bewerber 
unter Beifügung ihrer Befähigungszeugniſſe ſowie eines 
rn Lebenslaufs binnen 4 Wochen bei mir zu melden 

aben. 
Danzig, den 8. October 1891. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Bei der Poſtagentur in Renczkau wird am 15. 
October der Telegraphenbetrieb eingerichtet. 

Bromberg, den 13. October 1891. 

Der Kaiſerliche . Ober⸗Poſtdirector. 
11) Bekanntmachung. 

Am 1. November 1891 gelangt für den Verkehr 
zwiſchen Stationen des Eiſenbahn⸗Direktionsbezirks Brom⸗ 
berg (einſchließlich der Berliner Bahnhöfe und Ringbahn⸗ 
ſtationen), der Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahn und 
Oſtpreußiſchen Südbahn einerſeits und Stationen des 
Eiſenbahn⸗Direktion sbezirks Breslau und der Breslau⸗ 
Warſchauer Eiſenbahn andererſeits ein neuer Gütertarif 
Theil II zur Einführung. 

Derſelbe enthält die beſonderen Beſtimmungen, 
Kilometerentfernungen und Ausnahmetarife nicht nur im 
bisherigen Umfange, ſondern auch für den Verkehr zwi⸗ 
ſchen ſämmtlichen Berliner Bahnhöfen und Ringbahn⸗ 
ſtationen einerſeits und den Stationen des Eiſenbahn⸗ 
Directionsbezirks Breslau und der Breslau⸗Warſchauer 
Eiſenbahn andererſeits. N 

Die Entfernungen und Frachtſätze für die bereits 
aufgenommenen Stationen des Eiſenbahn⸗Directionsbezirks 
Bromberg: Cammin i. Pm., Cantreck, Goͤrke⸗Reckow, 
Gollnow, Gollnowshagen, Gr. Chriſtinenberg, Hagen 
i. Pm., Parlowkrug, Rackitt i. Pm., Wietſtock i. Pm. 
und Wollin kommen erſt mit dem Tage der Betriebs⸗ 
eröffnung der Neubauſtrecke Gollnow⸗Wollin⸗ Cammin 
i. Pm. zur Anwendung. 

Soweit durch den neuen Tarif Frachterhöhungen 
eintreten, bleiben die ſeitherigen Tarifſätze bis zum 15. 
Dezember d. J. in Kraft. 

Mit dem Einführungstage des neuen Tarifs wer⸗ 
den aufgehoben: 

1. der bisherige Staatsbahn ⸗Gütertarif Bromberg⸗ 

Breslau vom 1. April 1889 nebſt Nachträgen 


10) 


Deyl. 


und Anhang vom 15. Juli 1887, mit Ausnahme 
der Beſtimmungen, Entfernungen und Frachtſätze 
für den Verkehr mit Sosnowice W. W. E., 

„der Berlin⸗Oſtdeutſche Gütertarif vom 1. Januar 
1889 nebſt Nachträgen inſoweit, als derſelbe Be⸗ 
ſtimmungen und Frachtſätze für diejenigen Stations⸗ 
verbindungen enthält, welche in dem neuen Tarif 
berückſichtigt ſind. 

Der neue Gütertarif Bromberg⸗Breslau iſt durch 
Vermittelung der Fahrkarten⸗Ausgabeſtellen unſeres Be⸗ 
zirks zum Preiſe von 4,50 Mark käuflich zu beziehen. 

Bromberg, den 30. September 1891. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 

Namens der betheiligten Verwaltungen. 
12) Im Einverſtändniſſe mit den Betheiligten hat der 
Kreisausſchus gemäß § 1 Abi. 4 des Geſetzes vom 
14. April 1856, betreffend die Landgemeindeverfaſſungen 
in den ſechs öftlichen Provinzen rechtskräftig beſchloſſen, 
die bisher zum Gutsbezirke Stibbe gehörigen Theile der 
früher irrthümlich als „Gutsbezirk Mellentin“ ange⸗ 
ſehenen und in der Grundſteuer⸗Mutterrolle noch heute 
unter dieſem Namen verzeichneten Fläche von 551 ha 
85 ar 16 qm mit 760,41 Thalern Grundſteuer⸗Rein⸗ 
ertrag mit dem Gemeindebezirke Mellentin unter Ab⸗ 
trennung vom Gutsbezirke Stibbe zu verbinden. 
Dt. Krone, den 7. October 1891. 
Der Kreisausſchuß des Kreiſes Dt. Krone. 

Bekanntmachung. . 
Der auf den 10. November d. Js. feſtgeſetzte 
Kram⸗, Vieh⸗ und Pferdemarkt in Baldenburg iſt auf 
den 17. November d. Js. verlegt worden, was hiermit 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 
Schlochau, den 7. September 1891. 
Der Landrath. 


14) Verſonal⸗Chronik. 

Der Amtsanwalt Hartwich in Ruß iſt zum 
Amtsanwalt bei dem Amtsgerichte in Graudenz ernannt 
worden. 

Der Königliche Kreisbauinſpector Happe in Grau⸗ 
denz iſt zum 1. October d. J. in gleicher Eigenſchaft 
nach Hoyerswerda und der Königliche Kreisbauinſpector 
Jende zu dem genannten Reitpunft in die Kreisbau⸗ 
inſpectorſtelle zu Graudenz verſetzt worden. 


15) Erledigte Schulſtellen. 

Die erſte Schullehrerſtelle zu Goldau, Kreis Roſen⸗ 
berg, iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Schulpatron, Königlichen Amts⸗ 
gerichtsrath Herrn von Livonius zu Marienburg zu 
melden. 

Die Befähigung eine Orgel zu bedienen iſt 


erforderlich. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 42.) 
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Ertra:-Beilage zum Amtsblatt. 


Conceſſion 
zum Geſchäftsbetriebe in den Königlich Preußiſchen Staaten für die 
Wiener Lebens. und Nenken-Verſicherungs-Anſtalt in Wien. 


Der unter der Firma: Wiener Lebens⸗ und Renten-Verſicherungs⸗Anſtalt in Wien domieilirten Geſell⸗ 


ſchaft wird die Conceſſion zum Geſchäftsbetriebe in den Königlich Preußiſchen Staaten, auf Grund der unterm 
23. Mai 1890 ſtaatlich genehmigten neuen Statuten hiermit unter nachfolgenden Bedingungen ertbeilt: 


1 
2 


Jede Veränderung der bezeichneten Statuten muß bei Verluſt der Coneeſſion angezeigt und, ehe nach 
denſelben verfahren werden darf, von der Preußiſchen Staatsregierung genehmigt werden. 

Die Veröffentlichung der Conceſſion, der Statuten und der etwaigen Aenderungen derſelben, ſowie der 
bezuͤglichen Genehmigungsurkunden erfolgt in den Amtsblättern reſp. amtlichen Publikationsorganen der⸗ 
jenigen Bezirke, in welchen die Geſellſchaft Geſchäfte zu betreiben beabſichtigt, auf Koſten der Geſellſchaft. 


Die Geſellſchaft hat wenigſtens an einem beſtimmten Orte in Preußen eine Haupt⸗Niederlaſſung 


mit einem Geſchäftslokale und einem dort domicilirten Generalbevollmächtigten zu begründen. 

Derſelbe iſt verpflichtet, derjenigen Königlichen Regierung, in deren Bezirk ſein Wobnſtitz belegen, in 
den erſten ſechs Monaten eines jeden Geſchäftsjahres neben dem Verwaltungsberichte, Rechnungsabſchluſſe 
und der Generalbilanz der Geſellſchaft eine ausführliche Ueberſicht der im verfloſſenen Jabre in 
Preußen betriebenen Gefchäfte in vorſchriftsmäßiger Form einzureichen und den Nachweis über die Er— 
fuͤllung der unter No. 6 geſtellten Bedingung zu führen. 

In dieſer Ueberſicht — für deren Aufſtellung von der betreffenden Regierung näbere Beſtimmungen 
getroffen werden können — iſt das in Preußen befindliche Aktivum von dem übrigen Aktivum ge⸗ 
ſondert aufzuführen. 

Die Bilanz, der Rechnungs⸗Abſchluß und die gedachte Ueberſicht ſind alljährlich durch den Deutſchen 
Reichs- und Preußiſchen Staats-Anzeiger auf Koſten der Geſellſchaft bekannt zu machen. 

Für die Richtigkeit der Bilanz und der Ueberſicht des Rechnungsabſchluſſes (Gewinn- und Verluſt⸗ 
Konto), ſowie der von ihm geführten Bücher einzuſtehen, hat der Generalbevollmächtigte ſich perſönlich 
und erforderlichen Falls unter Stellung zulänglicher Sicherheit zum Vortheile ſämmtlicher inländiſcher 
Gläubiger zu verpflichten. Außerdem muß derſelbe auf amtliches Verlangen unweigerlich alle dieienigen 
Mittheilungen machen, welche ſich auf den Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft oder auf den der Preu— 
ßiſchen Geſchaͤftsniederlaſſung beziehen, auch die zu dieſem Behufe etwa nöthigen Schriftſtücke, Bücher, 
Rechnungen ꝛc. zur Einſicht vorlegen. - 


Durch den Generalbevollmächtigten und von dem inländiſchen Wohnorte deſſelben aus ſind alle 


Verträge der Geſellſchaft mit den Preußiſchen Staatsangehörigen abzuſchließen. 

Die Geſellſchaft hat wegen aller aus ihren Geſchäften mit Inländern entſtehenden Verbind⸗ 
lichkeiten, je nach Verlangen des inländiſchen Verſicherten, entweder in dem Gerichtsſtande des General— 
bevollmächtigten oder in demjenigen des Agenten, welcher die Verſicherung vermittelt hat, als Beklagte 
Recht zu nehmen und dieſe Verpflichtung in jeder für einen Inländer auszuſtellenden Verſicherungs⸗ 
Police ausdrücklich auszusprechen. 

Sollen die Streitigkeiten durch Schiedsrichter geſchlichtet werden, ſo müſſen dieſe letzteren, mit 
Einſchluß des Obmannes, Preußiſche Staatsangehörige ſein. 


Alle ſtatutenmäßigen Bekanntmachungen der Geſellſchaft ſind auch durch den Deutſchen Reichs⸗ und 


Preußiſchen Staats⸗ Anzeiger zu veröffentlichen. 


„Die Geſellſchaft hat die Hälfte der auf die Preußiſchen Verſicherten entfallenden Jahresprämie nebſt den 


davon aufkommenden Zinſen in Preußiſchen Konſols behufs Eintragung in das Preußiſche Staats⸗ 
ſchuldbuch anzulegen und in das Preußiſche Staatsſchuldbuch die Bedingung eintragen zu laſſen, daß über 
die ſo angelegten Summen Seitens der Geſellſchaft ohne Genehmigung des Preußiſchen Miniſters des 
Innern nicht verfügt werden kann. 

Die vorliegende Conceſſion — welche übrigens die Befugniß zum Erwerbe von Grundeigenthum 


in den Preußiſchen Staaten, wozu es der in jedem einzelnen Falle beſonders nachzuſuchenden landesherrlichen 
Erlaubniß bedarf, nicht in ſich ſchließt — kann zu jeder Zeit, und ohne daß es der Angabe von Gründen bedarf, 
lediglich nach dem Ermeſſen der Preußiſchen Staats⸗Regierung zurückgenommen und für erloſchen erklärt werden. 


Berlin, den 20. Auguſt 1891. Der Miniſter des Innern. 
(L. 8.) In Vertretung: 
I. A. 7859. f 4 (gez.) Braunbehrens. 
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Gefellfchafts- Statuten 


der 


Wiener Lebeus⸗ und Renten⸗ 
Verſicherungs⸗Auſtalt. 


Erſter Abſchnitt. 
Zweck, Sitz und Firma der Geſellſchaft. 


§1. Die Geſellſchaft hat den Zweck, alle Zweige der 
Lebensverſicherung, als: Ablebens⸗, Erlebens⸗ Renten⸗ 
und Ausſteuerverſicherungen, mit und ohne Gewinnan⸗ 
tbeil für die Verſicherten zu betreiben und iſt auch be⸗ 
rechtigt, unter ihrer Leitung Erbgeſellſchaften, Ueber⸗ 
lebeus⸗Aſſoziationen und ähnliche Verbände im Sinne 
des § 15 der Verorduung vom 18. Auguſt 1880, 
R.⸗G.⸗Bl. 110, zu errichten. 

§ 2. Der Wirkungskreis der Geſellſchaft erſtreckt 
ſich auch auf das Ausland. 

§ 3. Der Sitz der Geſellſchaft iſt Wien. 

Sie iſt berechtigt, auch an anderen Orten Zweig⸗ 
niederlaſſungen und Agenturen gegen Beobachtung der 
diesbezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen zu errichten. 

Die Firma der Geſellſchaft lautet: 
„Wiener Lebens- und Renten⸗Verſicherungs-Anſtalt“. 


Zweiter Abſchnitt. 
Aktienkapital und Aktien. 


§ 5. Das Geſellſchaftskapital beſteht aus zwei 
Millionen Gulden öſterreichiſcher Währung und wird 
durch 10000 Stück volleingezahlte auf den Inhaber 
lautende Aktien à fl. 200 öſterr. Währ. gebildet. 

Von dieſen 10000 Stück Aktien ſind bisher 
5000 Stück im Betrage von einer Million Gulden 
begeben und volleingezahlt worden. Die Begebung der 
weiteren 5000 Stück Aktien erfolgt nach Maßgabe des 
Bedarfes an Kapital auf einmal oder in Theilbeträgen; 
die Beſchlußfaſſung hierüber ſteht der Generalver⸗ 
ſammlung über Antrag des Verwaltungsrathes und 
Vorſtandes zu. 

Bei der Hinausgabe dieſer weiteren 5000 Stüd 
Aktien haben die bisherigen Aktionäre im Verhältniß 
ihres Aktienbeſitzes innerhalb der von der General⸗ 
verſammlung zu beſtimmenden Friſt das Vorrecht zum 
Bezuge derſelben zum Emiſſionskourſe. Im Falle dieſe 
Aktien über pari begeben werden, ſo fällt der hierdurch 
erzielte Gewinn dem allgemeinen Kapitals⸗Reſerve⸗ 
fonde zu. 

Das Aktienkapital ſowie das geſammte Vermögen 
2 Geſellſchaft haftet für alle Verbindlichkeiten der⸗ 
elben. 

S 6. Die ausgegebenen 5000 Stück 
nach dem Formulare A ausgefertigt, 


Aktien wurden 


der Beſchluß ü 


Nummern von 1 bis 5000 und mit der Unterſchrift 
eines der Verwaltungsräthe und eines Vorſtandsmit⸗ 
gliedes verſehen. Den Aktien ſind Couponbögen beigefügt. 

Die Geſellſchaft wurde nach Volleinzahlung dieſer 
5000 Stück Aktien und erfolgter handelsgerichtlicher 


Regiſtrirung konſtituirt. 

Bei Ausgabe der weiteren 5000 Stück Aktien 
oder eines Theiles derſelben findet ein Umtauſch der 
alten 5000 Stück ſtatt und es werden ſämmtliche Aktien 
nach dem Formulare B ausgefertigt. — Alle Altien 


haben gleiche Rechte. 


Dritter Abſchnitt. 
Organiſation der Geſellſchaft. 
§ 7. Die Verwaltung der Geſellſchaft beſteht: 
a) aus der Generalverſammlung der Aktionäre, 
b) dem Verwaltungsrathe, 
o) dem Vorſtande. 


A. Die Generalverſammlung. 


§ 8. Alle Rechte, welche den Aktionären betreſſs 
der geſellſchaftlichen Angelegenheiten zuſtehen, werden 
durch die Geſammtheit der Aktionäre in der General⸗ 
verſammlung ausgeübt. 

5 9. Die Geſellſchaft hält nach Schluß der 
Rechnungen in der erſten Hälfte eines jeden Jahres in 
Wien ibre ordentliche Generalverſammlung, zu der die 
Aktionäre durch den Vorſtand einberufen werden. 

§ 10. Die außerordentliche Generalverſammlung 
iſt einzuberufen: 

1. Durch den Vorſta 

a) ſo oft derſelbe dies im 
für nothwendig erachtet, 
p) fo oft ein oder mehrere Aktionäre, welche den 
zehnten Theil des emittirten Aktienkapitales 
repräſentiren, die Einberufung derſelben in einer 
von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Be⸗ 
zeichnung der Urſache und des Zweckes fordern; 

2. vom Verwaltungsrathe nach feinem Ermeſſen, 

3. über Beſchluß einer Generalverſammlung. 

§ 11. Die Aktionäre ſind von der Abhaltung 
einer Generalverſammlung mindeſtens 15 Tage früher 
im Wege der „Wiener Zeitung“ unter Namhaftmachung 
der zur Berathung gelangenden Gegenſtände zu ber 
ſtändigen. In der Generalverſammlung können giltige 
Beſchlüſſe nur über die in dieſer Weiſe früher namhaft 
gemachten Gegenſtände gefaßt werden; hievon iſt jedoch 
ber den in einer Generalverſammlung 
geſtellten Antrag auf Berufung einer außerordentlichen 
Generalverſammlung ausgenommen. 

12. Anträge der Aktionäre, welche vor Ein⸗ 
berufung derſelben Generalverſammlung bei dem Vor⸗ 
ſtande ſchriftlich eingebracht werden, ſind von Letzterem 
in die Tagesordnung aufzunehmen und in Begleitung 
ſeines Gutachtens der Generalverſammlung zur Be⸗ 


nd: 
Intereſſe der Geſellſchaft 


mit laufenden ſchlußfaſſung zu unterbreiten. 


In der Generalverſammlung find jene Aktionäre 
ſtimmberechtigt, welche drei Tage vor der General⸗ 
verſammlung mindeſtens 10 Aktien bei der Geſellſchaft 
oder bei den von derſelben bezeichneten Deponirungs⸗ 
ſtellen hinterlegt haben. 

$ 13. Der Beſitz von je 10 Aktien gewährt eine 
Stimme, mehr als 10 Stimmen kann jedoch Niemand 
in der Generalverſammlung in ſich vereinigen, weder 
als Aktienbeſitzer, noch als Bevollmächtigter. 

§ 14. Jeder in der Generalverſammlung perſönlich 
nicht erſcheinende Aktionär kann ſich bei derſelben durch 
einen ſtimmberechtigten, auf geſetzliche Weiſe bevoll⸗ 
mächtigten Aktionär vertreten laſſen. Frauen üben das 
Stimmrecht durch Bevollmächtigte, Pflegebefohlene und 
juriſtiſche Perſonen durch ihre geſetzlichen, beziehungs⸗ 
weiſe ſtatutariſchen Vertreter aus, wenn dieſelben auch 
nicht Aktionäre ſind. 

$ 15. Zur Abhaltung einer Generalverſammlung 
iſt die Anweſenheit von wenigſtens zwanzig Aktionären 
erforderlich, die mindeſtens den zwanzigſten Theil der 
emittirten Aktien repräſentiren; in Ermanglung dieſer 
Bedingungen wird ſofort für den fünfzehnten Tag eine 
neue Generalverſammlung einberufen, in welcher die 
erſcheinenden Aktionäre ohne Rückſicht auf ihre Anzahl 
und die Zahl der deponirten Aktien rechtskräftig be⸗ 
ſchließen, worauf in der Einberufungs-Kundmachung 
ausdrücklich hinzuweiſen iſt. In dieſer Generalver⸗ 
ſammlung kann jedoch nur über die für die erſte General⸗ 
verſammlung anberaumt geweſenen Gegenſtände berathen 
und Beſchluß gefaßt werden. 

$ 16. In den Generalverſammlungen führt der 
Präſident des Verwaltungsrathes den Vorſitz, im Ver⸗ 
hinderungsfalle deſſelben der Vicepräſident und in Ver⸗ 
hinderung des Letzteren beſtimmt der Verwaltungsrath 
aus feiner Mitte den Vorſttzenden. 

§ 17. Die Gegenſtände, welche der Beſchluß⸗ 
faſſung durch die Generalverſammlung vorbehalten 
bleiben, ſind folgende: 

a) Die Beſtimmung der Zahl und die Wahl der 
Mitglieder des Verwaltungsrathes, ſowie die 
Wahl der drei Mitglieder des Vorſtandes und 
der Reviſoren; 

b) der durch den Vorſtand zu erſtattende Jahres⸗ 
bericht über den Stand der Geſellſchaft und deſſen 
Anträge, die Prüfung der Schlußrechnungen, die 


Feſtſtellung der Bilanz und die Vertheilung des 


Gewinnes. — Die durch die Generalverſammlung 
erfolgte Genehmigung der Schlußrechnung und 
Bilanz dient dem Verwaltungsrathe und Vor⸗ 
ſtande als Abſolutorium; 

c) die Fufton mit einer anderen Geſellſchaft im Sinne 
des Artikel 215 des H.⸗G.⸗B., ſowie die Ueber⸗ 
nahme des Verſicherungsbeſtandes einer Geſell⸗ 
ſchaft in ſeiner Geſammtheit oder in einzelnen 
Zweigen; 

d) der Abſchluß ſolcher Cartelverträge, welche die 
Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft auf ge⸗ 
meinſamen Nutzen bezwecken; 


e) die Hinausgabe der weiteren 5000 Stück Aktien 
oder eines Theiles derſelben ($ 5, Abſ. 2 und 3), 
ſowie die Reducirung oder Erhöhung des Aktien⸗ 
kapitales; 

1) Abänderung der Statuten; 

g) die Feſtſtellung der Penſtons⸗Statuten für die 
Beamten der Geſellſchaft oder deren Abänderung; 

h) der Kauf, Verkauf oder die Belaſtung von Immo⸗ 
bilien mit Ausnahme des im $ 36 berührten 
Falles; 

i) die Auflöſung der Geſellſchaft und die Feſtſtellung 
der Modalitäten der Auflöſung. 

§ 18. Zur giltigen Beſchlußfaſſung über die im 
$ 17 sub c, e, f und i bezeichneten Gegenſtände iſt 
die Anweſenheit von mindeſtens 30 Aktionären, die 
mindeſtens den zehnten Theil des emittirten Aktien⸗ 
kapitales repräſentiren, und die ſtaatliche Genehmigung 
erforderlich. £ 

Zur Beſchlußfaſſung über dieſe Gegenſtände find 
zwei Drittel der durch die anweſenden Aktionäre ver- 
tretenen Stimmen erforderlich. 

Sf die Generalverſammlung wegen Ermanglung 
dieſer Bedingungen nicht beſchlußfähig, ſo wird ſofort 
für den fünfzehnten Tag eine neuerliche Generalver- 
ſammlung einberufen, zu deren Beſchlußfaͤhigkeit die An⸗ 
weſenheit von wenigſtens zwanzig Aktionären erforder⸗ 
lich iſt, welche mindeſtens den zehnten Theil des 
emittirten Aktienkapitales repräſentiren. Sollte auch 
dieſe Generalverſammlung nicht beſchlußfähig ſein, ſo 
wird eine dritte Generalverſammlung einberufen, in 
welcher die erſcheinenden Aktionäre ohne Rückſicht auf 
ihre Anzahl und die Zahl der von ihnen vertretenen 
Aktien rechtskräftig beſchließen, worauf in der Ein⸗ 
berufungs⸗Kundmachung ausdrücklich hinzuweiſen iſt. 

§ 19. Die Wahlen erfolgen mittelſt geheimer Ab⸗ 
ſtimmung, alle Beſchluſſe mit Ausnahme der im § 18 
9 Fälle werden mit abſoluter Stimmenmehrheit 
gefaßt. 

Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet bei 
den Wahlen das Loos, bei den Berathungsgegenſtänden 
aber die Stimme des Präſidenten. 

§ 20. Die Scrutiniums⸗Kommiſſion ernennt der 
Präſident. 

Die Generalverſammlung wählt für die Dauer von 
je drei Jahren den aus drei Mitgliedern beſtehenden 
Reviſions⸗Ausſchuß, welcher die Bilanz vor der Vor⸗ 
legung derſelben an die Generalverſammlung zu prüfen 
und über das Reſultat der Prüfung feinen Bericht an 
die Generalverſammlung zu erſtatten hat. 

Die Reviſoren erhalten für ihre Mühewaltung ein 
von der Generalverſammlung für die Funktionsdauer zu 
beſtimmendes Honorar. 

§ 21. Das Protokoll der Generalverſammlung 
wird vom Präſidenten und dem Schriftführer unterfertigt 
und durch zwei ſeitens der Generalverſammlung aus der 
Reihe der Aktionäre diesbezüglich zu bezeichnende Mit⸗ 
glieder beglaubigt. 
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B. Der Berwaltungsrath. 


§ 22. Der Verwaltungsrath beſteht aus dem 
Präſidenten und aus höchſtens 10 und mindeſtens 7 Mit⸗ 
gliedern, von welchen 5 ihren ordentlichen Wohnſitz in 
Wien haben müſſen. 

$ 23. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes 
werden von der erſten conſtituirenden Generalverſammlung 
nur für das erſte Geſchäftsjahr gewählt; ſonach aber 
werden dieſelben von der Generalverſammlung immer 
auf 6 Jahre gewählt. Stellen, welche während dieſes 
Zeitraumes von 6 Jahren erledigt werden, ſind in der 
nächſten ordentlichen Generalverſammlung wieder zu be⸗ 
ſetzen. Sinkt die Zahl der Verwaltungsräthe unter 7, 
ſo hat ſich der Verwaltungsrath durch Optirung von 
neuen Mitgliedern bis zur nächſten ordentlichen Generals 
verſammlung auf die Zahl von mindeſtens 7 Mitgliedern 
zu ergänzen. Die Generalverſammlung iſt berechtigt, 
dieſe Mitglieder zu beſtätigen, oder andere an deren 
Stelle zu wählen. Die während der 6 Jahre neu ein⸗ 
tretenden Mitglieder werden ſtets nur bis zum Ablaufe 
der 6 Jahre gewählt, ſo daß nach je 6 Jahren ſtets 
der ganze Verwaltungsrath neu gewählt wird. 

Die austretenden Mitglieder ſind wieder wählbar. 


§ 24. Der Präſident hat für ſeine Amtsdauer 50, 
und jeder Verwaltungsrath 25 Aktien bei der Caſſa der 
Geſellſchaft zu hinterlegen, welche von den Erlegern 
während dieſer Zeit weder veräußert noch verpfändet 
werden dürfen. 

§ 25. Der Verwaltungsrath wählt aus feiner 
Mitte den Präſidenten und den Stellvertreter deſſelben. 


§ 26. Der Verwaltungsrath überwacht die Ge— 
ſchäftsführung in allen ihren Zweigen mit allen Be— 
fugniſſen des Artikels 225 des allgemeinen Handels⸗ 
geſetzbuches. Er iſt zu dieſem Zwecke berechtigt, ſich von 
allen Geſchäftsangelegenheiten Kenntniß zu verſchaffen 
und die Bücher, Schriften und Kaſſen der Geſellſchaft 
jederzeit zu unterſuchen. Er hat die Jahresrechnungen 
und Bilanz, ſowie die Vorſchläge des Vorſtandes zur 
Gewinnvertheilung zu prüfen, bierüber der Generalver— 
ſammlung Bericht zu erſtatten und allfällige Anträge 
zu ſtellen. 

Die Art der Vermoͤgensanlagen ($ 35) wird vom 
Vorſtande im Einverſtändniſſe mit dem Verwaltungsrathe 
beſtimmt. 

Der Verwaltungsrath entſcheidet über Schaden⸗ 
erſatz-Anſprüche, bezüglich welcher der Vorſtand aus 
geſchäftlichen Rückſichten Billigkeitsvorſchlaͤge unter⸗ 
breitet. 

Der Verwaltungsrath beſchließt über die durch 
den Vorſtand in Vorſchlag gebrachten Penſionen und 
Gnadengaben zu Gunſten der Beamten, ſowie deren 
Waiſen und Wittwen, inſolange ein Penſionsſtatut nicht 
in's Leben tritt. Der Verwaltungsrath beſtimmt auf 
Grund beſonderer Vertraͤge die Amtsdauer, Gehalts-, 
Kündigungs- und ſonſtigen dienſtlichen Verhältniſſe des 
Direktors. 


* 


Derſelbe kann auf Grund eines Beſchluſſes von 
wenigſtens 6 Mitgliedern des Verwaltungsrathes ſuspen⸗ 
dirt und entlaſſen werden. 

In dem mit dem Direktor abzuſchließenden Vertrage 
ſind dieſe Rechte dem Verwaltungsrathe ausdrücklich 
vorzubehalten und gleichzeitig zu beſtimmen, daß — 
falls die Entlaſſung des Direktors wegen grober Fahr⸗ 
läſſigkeit in den Amtsverrichtungen oder wegen Dienſt⸗ 
vergehens erfolgt — alle in dem mit ihm abgeſchloſſenen 
Vertrage gewährten, welch' immer Namen führenden 
Anſprüche an die Geſellſchaft für die Zukunft von ſelbſt 
erlöſchen. N 

Der Verwaltungsrath überwacht die Ausführung 
der Statuten durch den Vorſtand. 

§ 27. Der Verwaltungsrath hält vierteljährlich 
mindeſtens eine Sitzung. Bei jeder Vierteljahrsſitzung 
hat der Vorſtand den Bericht über den Stand des Ge- 
ſchäftes vorzulegen. 

§ 28. Zur Beſchlußfaſſung iſt die Anweſenheit 
von fünf Mitgliedern des Verwaltungsrathes, den Vor⸗ 
ſitzenden eingerechnet, erforderlich. 

Der Vorſitzende giebt ſeine Stimme nur bei Stimmen⸗ 
gleichheit ab. 

Die Mitglieder des Vorſtandes können den Sitzungen 
des Verwaltungsrathes mit berathender Stimme bei— 
wohnen. 

Die Protokolle der Verwaltungsraths-Sitzungen 
unterfertigen der Präſident, ein Mitglied des Ver⸗ 
waltungsrathes und der Schriftführer, welcher durch den 
Verwaltungsrath ernannt wird und in dieſer Eigenſchaft 
auch bei den Generalverſammlungen fungirt. 

§ 29. Der Verwaltungsrath bezieht eine Tantieme 
von 6 Percent des Reinerträgniſſes im Sinne des § 42 
dieſer Statuten und entſcheidet über die Art der Ber- 
theilung derſelben unter ſeine Mitglieder. 


C. Der Vorſtand. 

$ 30. Der Vorſtand beſteht aus den zunächſt von 
der konſtituirenden Generalverſammlung ausnahmsweiſe 
für die Dauer des erſten Geſchäftsjahres und ſpäter von 
der Generalverſammlung, unbeſchadet der Beſtimmungen 
des Artikel 227 H.⸗G.⸗B. für die Dauer von 6 Jahren 
aus den Aktionären gewählten 3 Mitgliedern, ſowie dem 
Direktor der Geſellſchaft, welch' Letzterer vom Ber: 
waltungsrathe ernannt wird. 

Wenn im Laufe eines Geſchäftsjahres mehr als 
eines der gewählten Mitglieder des Vorſtandes entfällt, 
ſo iſt behufs Ergänzung des Vorſtandes eine außer⸗ 
ordentliche Geueralverſammlung einzuberufen. 

Der Vorſtand vertritt die Geſellſchaft nach Außen. 

§ 31. Der Vorſtand ernennt auf Vorſchlag des 
Direktors die Beamten der Geſellſchaft, beſtimmt deren 
Gehalte und ſonſtigen Bezüge und verfügt über deren 
Suspendirung oder Entlaſſung. Er ernennt die Agenten 
und Acquiſiteure, beſtimmt deren Proviſionen und etwaigen 
Bezüge, ertheilt ihnen Inſtruktionen und kann dieſelben 


entlaſſen. 
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$ 32. Der Vorſtand erledigt auf Grund der vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen und im Sinne der in den 
Geſetzen umſchriebenen Rechte und Pflichten die An⸗ 
gebeten der Geſellſchaft und beſtimmt die Geſchäfts⸗ 
ordnung. 


§ 33. Der Vorſtand vollzieht die Firmazeichnung, 
zu deren Giltigkeit nebſt der vorgedruckten oder vor⸗ 
geſchriebenen Geſellſchaftsfirma die Unterſchrift von zwei 
Vorſtandsmitgliedern, oder eines Vorſtandsmitgliedes 
und eines durch den Vorſtand zu dieſem Zwecke bevoll⸗ 
mächtigten und handelsgerichtlich protokollirten Beamten 
der Geſellſchaft erforderlich iſt. Die Zeichnung des 
Letzteren erfolgt mit dem Zuſatze p. p. (per procura). 


$ 34. Das Recht der Ausſtellung und Unterfertigung 
von Polizzen iſt dem Vorſtande ausdrücklich vorbehalten 
und kann durch die General- und Hauptagentſchaften 
nicht ausgeübt werden. 


§ 35. Die der Geſellſchaft zur Verfügung ſtehenden 
Kapitalien werden in nachfolgender Weiſe angelegt: 

a) Durch Belehnung von Staatspapieren der-gemein— 

ſamen öſterreichiſch-ungariſchen Staatsſchuld und 
von Staatspapieren beider Reichshälften der öfter- 
reichiſch-ungariſchen Monarchie, dann von Werth- 
papieren, welche zur pupillarmäßigen Kapitals⸗ 
anlage geſetzlich oder im Verordnungswege als 
geeignet erklärt ſind, und welche an der Wiener 
Börſe notiıt werden; 
durch Ankauf ſolcher Werthpapiere; 
durch Ertheilung von Darlehen auf eigene Lebens» 
verſicherungs-Polizzen nach Maßgabe der Ber: 
ſicherungs-Bedingungen. 
Die Anlage der Prämien-Reſervefonds kann nur 
gemäß den Beſtimmungen des § 13 der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 18. Auguſt 1880, R.⸗G.⸗Bl. 110, 
erfolgen. 


§ 36. Der Vorſtand iſt im Intereſſe der Sicher⸗ 
ſtellung geſellſchaftlicher Forderungen ermächtigt, ſolche 
zur Exekution gelangende Immobilien, auf welche 
Forderungen der Geſellſchaft intabulirt ſind, im 
Wege öffentlicher Verſteigerung zu kaufen und zu 
verkaufen. 

§ 37. Die Mitglieder des Vorſtandes erhalten 
eine Tantiome von 6 Percent des jährlichen Rein⸗ 
gewinnes im Sinne des § 42 dieſer Statuten. 
Außerdem erhalten der Direktor die auf Grund des 
mit dem Verwaltungsrathe laut § 26 abzuſchließenden, 
beſonderen Vertrages die darin feſtgeſtellten Bezüge, 
und die drei aus den Aktionären gewählten Mitglieder 
des Vorſtandes eine fire Entlohnung von je fl. 1000 
6. W. jährlich. 

§ 38. Die Vorſtandsmitglieder haben während 
ihrer Amtsdauer je 25 Aktien bei der Caſſa der 
Geſellſchaft zu hinterlegen und dürfen dieſe Aktien 
während dieſer Zeit weder veräußert noch verpfändet 
werden. 


b) 
o) 


Vier ter Abſchnitt. 
Neſerve⸗Kapital, Prämienreſerve, Schluß⸗ 
rechnung, Bilanz und Rechenſchaftsbericht. 

§ 39. Die Prämienreſerve iſt für die in Kraft 
ſtehenden Verſicherungen am Schluſſe eines jeden Jahres 
nach mathematiſchen Grundſätzen und mit Zugrunde— 
legung jener Mortalitätstafeln, Nettoprämien und jenes 
Zinsfußes fachmäßig — ohne Einrechnung der Aufnahms— 
Proviſtionen — zu berechnen, welche von der Staats- 
verwaltung geprüft und genehmigt worden ſind, und iſt 
die Prämienreſerve in die Betriebsrechnung unverkürzt 
einzuſtellen. 

Die gegenwärtig in Kraft ſtehenden Tarife für die 
Todesfallverſicherungen ſind berechnet auf Grund der 
Sterblichkeitstabelle der 17 engliſchen Geſellſchaften und 
eines Zinsfußes von 4% und für die Erlebensfall und 
Rentenverſicherungen auf Grund derſelben Sterblichkeits— 
tabelle und eines Zinsfußes von 4½%. 

Außerdem iſt der Vorſtand gehalten, die Ueber— 
prüfung der mathematiſchen Bilanz durch zwei, von der 
Verwaltung der Geſellſchaft vollkommen unabhängige 
und unparteiiſche, ſowie allgemein anerkannte Autoritäten 
auf dem Gebiete der Mathematik zu veranlaſſen, welche 
die Richtigkeit der aufgeſtellten Prämienreſerve zu unter⸗ 
ſuchen und über die erfolgte Prüfung ihr Gutachten zu 
ertheilen haben. 

§ 40. Der jährliche Rechnungsabſchluß beſteht: 

1. aus der Betriebsrechnung (Gewinn- und Verluſt⸗ 
Conto); 
aus der Bilanz. 
Der Rechnungsabſchluß hat die geſammte Ge— 
bahrungs- und Vermögensnachweiſung klar und deutlich zu 
enthalten. Exemplare deſſelben ſind zur Einſicht der 
Verſicherten ſtets bereit zu halten. Jeder Aktionär iſt 
berechtigt, acht Tage vor der Generalverſammlung ein 
Exemplar des Rechnungsabſchluſſes zu erheben. 

Die Kundmachung des Rechnungsabſchluſſes hat in 
der „Wiener Zeitung“ und in einem der in Wien er⸗ 
ſcheinenden größeren Tagesblätter zu erfolgen. Die 
Rechnungsabſchlüſſe ſind nach den Beſtimmungen der 
Miniſterial-Verordnung vom 18. Auguſt 1880 und 
nach den dortſelbſt aufgeſtellten Formen und Grund⸗ 
fäßen zu verfaſſen. 

§ 41. Der Rechenſchaftsbericht hat die Nach— 
weifungen der Gebahrungs-Ergebniſſe und des Ver⸗ 
mögensftandes zu enthalten, und die auf den Geſchäfts⸗ 
umfang und die Entwicklung der Geſellſchaft bezüglichen 
Daten, insbeſondere die Entwicklung des Verſicherungs— 
ſtandes, das Verhältniß der erfahrungsmäßigen gegen⸗ 
über der erwartungsmäßigen Sterblichkeit, den Nach⸗ 
weis der eingetretenen Todesfälle mit Angabe der Ver⸗ 
ſicherungsdauer und Todesurſache, ſowie die Objekte 
und die Modalitäten der Amortiſationen genau dar⸗ 
zuſtellen. 

Außerdem ſind im Rechenſchaftsberichte ſelbſt oder 
in einzelnen Beilagen deſſelben nachfolgende Nach— 
weiſungen zu geben: 
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1. Ueber die Zinſeneinnahme nach den Anlagearten 
der Kapitalien in Werthpapieren, Realitaͤten, 
Hypotheken, Wechſeln, Darlehen u. ſ. w.; 

2. über den Beſitz an Werthpapieren mit Benennung 
der Effekten, Stückzahl, Nominale und Cours⸗ 
werth; 

3. über den geſellſchaftlichen Realitätenbeſitz mit 
Bezeichnung der Objekte, des Buchwerthes und 
Laſtenſtandes deſſelben; 

4. über die Hypotheken mit Angabe der etwaigen 
Rückſtände an Zinſen und Kapital; 

5. über den Stand der Amortiſationen mit Angabe 
der während der ſtatutariſchen Amortiſationsfriſt 
in den einzelnen Jahren entſtandenen, bereits 
gelilgten und noch verbleibenden Amortiſations⸗ 
poſten; 

6, über die erfolgten Abſchreibungen. 
$ 42. Von dem nach Abzug aller Auslagen ver- 

bleibenden Reingewinne werden: 

a) vorerſt 4 Percent des Aktienkapitales den Aktionären 
zugewendet; von dem Reſtbetrage 

p) mindeſtens 20 Percent dem allgemeinen Referve- 
kapitalfonds zugeführt, bis derſelbe die Höhe von 
einer halben Million erreicht haben wird; 

c) 6 Percent dem Verwaltungsrathe und 6 Percent 
den Vorſtandsmitgliedern als Tantieme aus⸗ 
gefolgt. 

Der ſonach verbleibende Betrag wird zuzüglich der 
nach lit. a) entfallenden Summe an die Aktionäre nach 
dem Verhältniſſe ihrer Aktien vertheilt und längſtens 
vier Wochen nach der Generalverſammlung in Wien 
ausbezahlt. 

Die Generalverſammlung iſt berechtigt, außerge⸗ 
wöhnliche Verluſte aus dem allgemeinen Reſervekapital⸗ 
fonds zu decken. 


Fünfter Abſchnitt. 

Veſtand und Auflöſung der Geſellſchaft. 
§ 43. Die Dauer der Geſellſchaft iſt unbeſtimmt. 
§ 44. Im Falle eine Generalverſammlung die 

Auflöſung der Geſellſchaft beſchließt, hat ſie die Moda⸗ 

litäten der Liquidation zu normiren und Liquidatoren 

zu ernennen. 


Die Modalitäten der Auflöſung oder 


einer Uebertragung des Verſicherungsbeſtandes in ſeiner 
Geſammtheit oder in einzelnen Zweigen ſammt den 
darauf bezüglichen Reſerven u. ſ. w. an eine andere 
Geſellſchaft bedürfen der ſtaatlichen Genehmigung. 

Die nach beſchloſſener Auflöſung der Geſellſchaft 
beſtellten Liquidatoren ſind mit allen Befugniſſen zur 
Abwicklung der Geſchäfte zu verſehen und es ſteht ihnen 
frei, mit Genehmigung der Generalverſammlung und 
mit ſtaatlicher Genehmigung alle Rechte und Pflichten 
der Geſellſchaft auf Andere zu übertragen. 

Die Beſtimmungen über die Generalverſammlung 
und den Reviſionsausſchuß bleiben während der Dauer 
der Liquidation aufrecht. Die Liquidationsrechnungen 
werden durch den Reviſionsausſchuß geprüft. 

Mit der Beſtellung der Liquidatoren erlöſchen alle 
Befugniſſe des Vorſtandes der Geſellſchaft. 


Sechſter Abſchnitt. 
Veröffentlichung der geſellſchaftlichen 
Kundmachungen. — Staatsaufſicht. 


§ 45. Alle Kundmachungen der Geſellſchaft er⸗ 
folgen rechtswirkſam durch die „Wiener Zeitung“ und 
werden außerdem durch eines der in Wien erſcheinenden 
größeren Tagesblätter veröffentlicht. 

§ 46. Die Staatsverwaltung übt die ihr zu⸗ 
ſtehende Aufſicht in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze 
und Verordnungen durch einen hiezu beſtellten Commiſſär 
aus. Derſelbe hat das Recht, den Sitzungen des 
Verwaltungsrathes und des Vorſtandes, ſowie den 
Generalverſammlungen anzuwohnen, und kann jeden 
Beſchluß, durch welchen er die Statuten, die Geſetze oder 
die einſchlägigen Vorſchriften verletzt erachtet, ſiſtiren. 
Für die Staatsaufſicht wird von der Geſellſchaft eine 
von der Staatsverwaltung zu beſtimmende jährliche 
Pauſchalſumme entrichtet. 


Nr. 9219. 


Vorſtehende Statuten, welche an die Stelle der 
unterm 21. Mai, beziehungsweiſe 29. Dezember 1881, 
Z. Z. 7578 und 18534 beſtätigten Statuten treten, 
werden genehmigt. 

Wien, am 23. Mai 1890. 

(I. S.) Taaffe, m. p. 
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Aktien⸗Formular A. 


Wiener Lebens- und Renten erſiherungs-Auſalt 


Aktien⸗ Kapital: 
Eine Million Gulden ö. W. in 5000 Aktien à fl. 200. 


\ 


. 200 5. W. Aktie No. 
Wiener Lebens- und Benten-Verficherungs- Anftalt 


über volleingezahlte 
Zweihundert Gulden (fl. 200) öſterr. Währung 
durch welche dem Juhaber alle Rechte an dem Geſammtvermögen und den Erträgniſſen der Aktiengeſellſchaft 


zugeſichert werden, welche nach den Geſellſchafts-Statuten jedem Aktionär zuſteben. 
Wien, den 13. Auguſt 1881. 


Wiener Lebens- und Renten -Verſicherungs-Auſtalt. 


Aktien⸗Formular B. 
—— — 


Wiener Lebens- und Benten-Derficherungs- Anftalt. 


— — ——— 


fl. 200 ö. W. N E . N E No. 


de 


Wiener Lebens- und Nenten-Verſicherungs-Anſtalt 
über volleingezahlte 
Zweihundert Gulden (fl. 200) öſterr. Währung 


durch welche dem Inhaber alle Rechte an dem Geſammtvermögen und den Erträgniſſen be: Aktiengeſellſchaft 
zugeſichert werden, welche nach den Geſellſchafts-Statuten jedem Aktionär zuſtehen. 
Wien, den 


Wiener Lebens- und Renten -Verſicheruugs-Auſtalt. 


Coupon⸗Formular. 


Aktien⸗Nr. Coupon-Nr. N 


Die für das Jahr von der Wiener Lebens- und 
Renten-Verſicherungs-Anſtalt feſtgeſtellte Dividende wird dem 
Inhaber dieſes Coupons gegen deſſen Rückgabe bei der Geſellſchafts⸗ 
caſſa in Wien, oder an den ſouſt bekaunt gemachten Stellen 
ausbezahlt. 


Wiener Lebens- und Renten⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. 


potsdam, gedruckt in der Buchoruckeref von A, W. Hapn's Erben. 


